
2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften und die Repub-
lik Polen tragen ihre eigenen Kosten.

(1) ABl. C 199 vom 25.8.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom
13. November 2008 (Vorabentscheidungsersuchen des
Conseil d'État, Belgien) — Coditel Brabant SPRL/Commune

d'Uccle, Région de Bruxelles-Capitale

(Rechtssache C-324/07) (1)

(Öffentliche Aufträge — Vergabeverfahren — Öffentliche
Dienstleistungskonzessionen — Konzession für den Betrieb
eines gemeindlichen Kabelfernsehnetzes — Vergabe an eine
interkommunale Genossenschaft durch eine Gemeinde —

Transparenzpflicht — Voraussetzungen — Ausübung einer
Kontrolle durch die konzessionserteilende Stelle über die
konzessionsnehmende Einrichtung wie über ihre eigenen

Dienststellen)

(2009/C 6/10)

Verfahrenssprache: Französisch

Vorlegendes Gericht

Conseil d'État

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Coditel Brabant SPRL

Beklagte: Commune d'Uccle, Région de Bruxelles-Capitale

Beteiligte: Société Intercommunale pour la Diffusion de la Télévi-
sion (Brutélé)

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d'État — Auslegung
der fundamentalen Grundsätze des primären Gemeinschafts-
rechts (Diskriminierungsverbot und Transparenzgrundsatz)
sowie der Ausnahmen von diesen Grundsätzen im Bereich der
öffentlichen Dienstleistungskonzessionen — Konzession für den
Betrieb eines gemeindlichen Kabelfernsehnetzes — Erforderlich-
keit einer Ausschreibung vorbehaltlich der Fälle, in denen die
konzessionserteilende Stelle über die konzessionsnehmende Ein-
richtung eine Kontrolle ausübt wie über ihre eigenen Dienststel-
len und in denen die konzessionsnehmende Einrichtung ihre
Tätigkeit im Wesentlichen für die Stelle verrichtet, die ihre
Anteile innehat

Tenor

1. Die Art. 43 EG und 49 EG, der Gleichheitsgrundsatz und das
Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit

sowie die daraus folgende Transparenzpflicht hindern eine öffent-
liche Stelle nicht daran, eine öffentliche Dienstleistungskonzession
ohne Ausschreibung an eine interkommunale Genossenschaft zu
vergeben, deren Mitglieder sämtlich öffentliche Stellen sind, wenn
diese öffentlichen Stellen über die Genossenschaft eine Kontrolle
ausüben wie über ihre eigenen Dienststellen und die Genossenschaft
ihre Tätigkeit im Wesentlichen für diese öffentlichen Stellen verrich-
tet.

2. Vorbehaltlich der Sachverhaltsermittlung im Hinblick auf das Maß
an Selbständigkeit der in Rede stehenden Genossenschaft durch das
vorlegende Gericht kann unter Umständen wie denen des Aus-
gangsverfahrens, wenn die Entscheidungen über die Tätigkeiten einer
interkommunalen Genossenschaft, deren Anteile ausschließlich von
öffentlichen Stellen gehalten werden, von Satzungsorganen dieser
Genossenschaft getroffen werden, die aus Vertretern der angeschlos-
senen öffentlichen Stellen bestehen, die Kontrolle, die diese Stellen
über die betreffenden Entscheidungen ausüben, als Kontrolle dieser
Stellen über die Genossenschaft wie über ihre eigenen Dienststellen
angesehen werden.

3. Wenn eine öffentliche Stelle einer interkommunalen Genossenschaft,
deren Mitglieder sämtlich öffentliche Stellen sind, beitritt, um ihr
die Verwaltung eines gemeinwirtschaftlichen Dienstes zu übertra-
gen, kann die Kontrolle über die Genossenschaft durch die ihr ange-
schlossenen Stellen, damit sie als eine Kontrolle wie über deren
eigene Dienststellen angesehen werden kann, von den angeschlosse-
nen Stellen gemeinsam, gegebenenfalls mit Mehrheitsbeschluss, aus-
geübt werden.

(1) ABl. C 21 vom 8.9.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom
20. November 2008 (Vorabentscheidungsersuchen des
Hoge Raad der Nederlanden — Niederlande) —

Staatssecretaris van Financiën/Heuschen & Schrouff
Oriëntal Foods Trading BV

(Rechtssache C-375/07) (1)

(Vorabentscheidungsersuchen — Gültigkeit einer Einreihungs-
verordnung — Auslegung des Anhangs der Verordnung (EG)
Nr. 1196/97 — Art. 220 und 239 des Zollkodex — Art. 871
und 905 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 — Getrocknete
Teigblätter aus Reismehl, Salz und Wasser — Zolltarifliche
Einreihung — Nacherhebung von Eingangsabgaben —

Erlassverfahren — Erkennbarer Irrtum der Zollbehörden —

Offensichtliche Fahrlässigkeit des Einführers)

(2009/C 6/11)

Verfahrenssprache: Niederländisch

Vorlegendes Gericht

Hoge Raad der Nederlanden
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